
Audit Familiengerechte Kommune 

Audit Familiengerechter Kreis 

Audit „Generationengerechtes Wohnen 

im Quartier“ 

Kommunale Entwicklung – Chance zur 

Kooperation (KECK)  

Strategische Instrumente zur nachhaltigen 

Ausrichtung der Familienpolitik 

 – Überblick –  



Familiengerecht handelt eine Kommune dann,  

 

• wenn die lokalen Akteure in Politik, Verwaltung sowie 

Zivilgesellschaft sich der Wirkungen ihres Handelns für 

Familien bewusst sind,  

 

• diese Wirkungen in allen kommunalen Handlungsfeldern 

angemessen berücksichtigen und so  

 

• die Rahmenbedingungen vor Ort aktiv und umfassend 

familiengerecht gestalten. 

Familiengerechtigkeit 



Gute Familienpolitik braucht… 

• Sensibilität bei Entscheidungsträgern 

• Familienbewusstes Handeln auf allen Führungsebenen 

• Organisatorische Strukturen/ ressortübergreifende Arbeit 

• Analysekompetenz und Wissen 

• Vernetzung mit externen Partnern/ Allianzen  

• Beteiligungsorientierte Planungsprozesse 



Relevante Akteure im Prozess 

• Kreis-/ Stadtverwaltung 

• Politik 

• Unternehmen, IHK, Handwerkskammer, Jobcenter 

• Lokales Bündnis für Familien 

• Freie Träger der Wohlfahrtspflege 

• Wohnungswirtschaft 

• Bildungseinrichtungen, Universitäten 

• Vereine 





Kreis / Kommune mit 

eingesetzten 

Instrumenten: 

 

- Audit 

- KECK 

- AGWiQ 
          



Governance: 

Werteorientierte, partizipative und strategische 
Familienpolitik 

Familie und 
Arbeitswelt, 

Zeit, 

Betreuung 

Bildung und 
Erziehung , 

Prävention, 

Inklusion 

Wertschätzung, 

Beratung und 
Unterstützung 

Hilfen 

Wohnumfeld, 

Lebensqualität 

Gestaltung 
Sozialräume 

Bürgerschaftl. 
Engagement, 

Senioren und 
Generationen 

Audit – übergeordnete Handlungsfelder 

Eigene Darstellung 



Handlungsfeld - Wohnen 

altersgerecht 

zielgruppengerecht  

energetisch 
hochwertig 

modernisiert   

günstig 

für Singles für Paare jeden Alters 
und Einkommens 

für Familien mit ein, zwei, 

drei…Kindern 

anspruchsvoll 

gut ausgestattet  Neubau- und 
modernisierte Altbau-

Wohnungen 

Miete 
Eigentum 

Mietkaufmodelle 

Zentrale 

Lage 

Stadtrandlage 

Ortsteilzentren 
vielfältige, günstige und 
hochwertige Basis- und 

Zusatz-Versorgungs- und 
Dienstleistungen 

nach Bedarf 

permanent 

auf Wunsch 
zeitweise  

  Quelle: eigene Darstellung nach Kraemer 2012 



Kinder:                  
Wohlergehen 

Kompetenzen 
der Kinder 

Gesundheit, 
soziale Teilhabe 

Eltern: 
Reduzierung von 

Armutsrisiken 

Beschäftigungs-
wahrscheinlichkeit 

Einkommens-
aufstieg / Armuts-

vermeidung 

Volkswirtschaft: 
Wachstum 

Wettbewerbsf. 

Fachkräfte-
sicherung 

Produktivität 
Nachwuchs 

Staat:      
Fiskalische 

Effekte 

Vermiedene 
Sozialausgaben 

Steuermehr-
einnahmen 

Quelle: IW, Dr. Hans-Peter Klös 

z.B. Betreuungsinfrastruktur als volkswirtschaftliche Investition 

Handlungsfeld Infrastruktur für Familien  

 



Quelle: 8. Familienbericht des BMFSFJ 

Handlungsfeld - Familienzeitpolitik 



Handlungsfeld Wirtschaft 

Unternehmen 

Arbeitsmarkt / Fachkräftepool 

Unternehmenskultur 

Sicherung HR 

Marktpotential 

Unternehmens-

wachstum 

Einwohner / Familien  

Wanderung 

Soziale Struktur 

Lebensqualität 

Prosperität 

Kommune 

Vereinbarkeit 

Humanvermögen 

Lebensqualität 

Familien im 

Zentrum der  

Kommunalpolitik 

Höhere Ausschöpfung von 

Humankapital, Sozialkapital, 

Wertschöpfungspotential 

Eigene Darstellung 



Familie und Wirtschaft 

Familien und Unternehmen haben hohes Interesse an 
einem positiven Image der Standort-Kommune 
(Fachkräftegewinnung) 

• Familienunterstützende Infrastruktur 

• Familienbewusste Rahmenbedingungen 

• Blick auf den Arbeitgeber Verwaltung intern und 
in Bezug zu Schnittstellen der Unternehmen 

 

 Familienfreundlichkeit als Standortfaktor wird im Wettbewerb um die besten Köpfe für 

Kommunen und Unternehmen immer wichtiger. Der Imagegewinn als familienfreundliche 

Stadt, der durch das Audit befördert wurde, ist enorm. Und das ist gerade für uns als 

Wissenschaftsstadt sehr wichtig. 

 
(Zitat-Auszug: Marcel Philipp, Oberbürgermeister Stadt Aachen) 

 

 



Das Audit: Nutzen für Verwaltung und Politik 

Extern begleiteter Prozess mit neuen Blickwinkeln und hohem Grad an 
Verbindlichkeit  

Eine faktenbasierte, qualitative Analyse der familienpolitischen Strukturen und 
Leistungen (Stärken/ Herausforderungen/ Potenziale, etc.)  

Die gemeinsame prozesshafte Entwicklung einer familienpolitischen Strategie ggf. 
mit Schwerpunktsetzung zu Prävention, Inklusion oder Familienzeitpolitik als 
Ergänzung auf der Grundlage des Vorhandenem 

Die Vernetzung von Politik, Verwaltung und Bürgern/ 3.Sektor zur gemeinsamen 
Zielerreichung 

Profilbildung und Verpflichtung durch ein Zertifikat, das als anerkannter Nachweis 
der Familiengerechtigkeit dient 



Das Verfahren im Überblick (Kommune) 

6 Monate 

Bürger/innen 

Vereine  

Verbände 

Unternehmen 

Experten 

 Einbindung und 

Reflektion mit 

Bürgern und 

Akteuren 

 Einbindung 

lokales Bündnis 

 Aktivierung 

bürgerschaftl. 

Engagements 

Beteiligungs-

phase 

max.  3 Monate 

Start & 

Erhebung  

Status Quo 

 Einbindung  

politischer 

Entscheider 

 Rats-

beschluss 

 Analyse/Best

andsaufnah

me 

Bürgermeister 

Projektleitung 

Verwaltung 

Fraktionen 

Bürgermeister 

Fraktions-

vorsitzende 

Projektleitung 

Analyse & 

Strategie- 

entwicklung 

 Strategie- 

workshop: 

 Haupthand-

lungsfelder 

bearbeiten 

 Konzept 

Beteiliungs- 

phase  

 

Zertifi- 

zierung  

Träger 

 Begut-

achtung 

 Erteilung 

Zertifikat 

Kommune 

Zertifikats- 
verleihung 

 Öffentliche 

Zertifikats-

Verleihung  

 

 Netzwerk- 

treffen 

 Jährliche  

Bericht-

erstattung 

Umsetzung 

Träger 

3 Jahre max. 3  Monate 

s. Strategie-

workshop 

Ziel- & Maß- 

  nahmen- 

 definition 

 Zielverein-

barungs-

workshop 

 Ziele und 

Maßnahmen 

beraten 

 

interne 

Abstim- 

mung 

 Priorisierung 

 Budge- 

tierung 

 politische 

Abstimmungs-

prozesse 

Bürgermeister 

Projektleitung 

Fraktionen 

weitere  

Entscheider 

Zielver- 

einbarung 

 Bestätigung 

der Zielver-

einbarung 

durch Rats-

beschluss 

Bürgermeister 

Eigene Darstellung 



Das Verfahren im Überblick (Kreise) 

6 Monate 

 Einbindung der 

kreisangehörigen 

Kommunen und 

Akteure 

 Mitarbeitende 

Kreisverwaltung 

 Einbindung 

lokales Bündnis 

im Kreis 

Beteiligungs-

phase 

max.  3 Monate 

Start & 

Erhebung  

Status Quo 

 Einbindung  

politischer 

Entscheider 

 Beschluss 

Kreistag + 

Stadt- oder 

Gemeinderat 

 Auditfrage- 

bogen 

Analyse & 

Strategie- 

entwicklung 

 Strategie-WS 

 6 Handlungs-

felder und 

Konzept zur 

Beteiligung  

bearbeiten 

 

Zertifi- 

zierung  

 Begut-

achtung 

 Erteilung 

Zertifikat 

Zertifikats- 
verleihung 

 Öffentliche 

Zertifikats-

Verleihung 

 Netzwerk- 

treffen 

 Jährliche  

Berichte 

Umsetzung 

3 Jahre max. 3  Monate 

Ziel- & Maß- 

  nahmen- 

 definition 

 Zielverein-

barungs- 

WS 

 Ziele und 

Maßnahmen 

beraten 

 

interne 

Abstim- 

mung 

 Priorisierung 

 Budge- 

tierung 

 politische 

Abstimmung 

Zielver- 

einbarung 

 Bestätigung der 

Zielver-

einbarung 

durch 

Kreistags-

beschluss 

Eigene Darstellung 



1. Prävention 

2. Familienzeitpolitik  

3. Inklusion  

4. Akzeptanz- und Integrationskultur 

Mögliche Schwerpunkte im Audit 



Weg zum Zertifikat mit Nachhaltigkeit 

 
• Breite Aufstellung, Gezieltes Vorgehen – politischer Beschluss 

• Daten zu Situation und Bedarfen (möglichst kleinräumig) erheben 

• Strategisches Vorgehen anhand von Faktenanalyse 

• Ressortübergreifende, integrierte Lösungen entwickeln 

• Zielgerichtete Beteiligung von Akteuren und Familien 

• Vernetzung mit Akteuren 

• Gemeinsam erarbeitete Zielvereinbarungen- Legitimation durch    

politischen Beschluss – Begutachtung und Zertifikatsverleihung  

• Nachhaltigkeit durch Jahresberichte für Rat und Verein 

•   Öffentlichkeitswirksamkeit, Außendarstellung durch Markenlogo 

•   Bilanzaudit – drei Jahre nach Zertifikatserhalt 

 

 

 



Auszug aus den Zielvereinbarungen 1 

 
• Familienpolitisches Gesamtkonzept mit regelmäßiger 

Familienberichterstattung als Orientierungsrahmen für 

Entscheidungen über familienrelevante Themen  

• Verbindliche Berücksichtigung von Familiengerechtigkeit im 

Rahmen der Stadtentwicklungsplanung  

• Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle für die Anliegen von 

Familien (Familienbüro) 

• Verbesserung der Situation pflegender Angehöriger  

• Kooperation mit dem Kreis und Unternehmen an für Familien 

relevanten Schnittstellen verstärken  

• Einrichtung einer ehrenamtlichen, familiennahen, 

generationsübergreifenden Tausch- und Dienstleistungsbörse  

 



Auszug aus den Zielvereinbarungen 2 

• Gestaltungsspielräume für Jugendliche beim Aufbau eines 

sozio-kulturellen Zentrums  

• Ein Informationskonzept zu familienrelevanten Themen – 

ausgerichtet auf die Bedürfnisse der Familien ist entwickelt, 

umgesetzt und wird regelmäßig fortgeschrieben  

• Die Arbeitgeberin ist Vorbild für familiengerechte Arbeits-

bedingungen und sensibilisiert die Unternehmen vor Ort  

• Mit den städtischen Wohnungsunternehmen, BürgerInnen und 

weiteren Akteuren wird eine Konzeption zum familien-

gerechten Wohnens erarbeitet  

• Konzepte für die Infrastruktur (u.a. das Verkehrs-konzept) 

werden auf ihren Bezug zur Familiengerechtigkeit überprüft 

 



Drei Kategorien von Zertifizierungskriterien 

• Inhaltliche Kriterien: Inhaltliche Planung der Maßnahmen über die 

gesamte Laufzeit der Auditierung hinweg, Qualität der 

Zielvereinbarungen  Welche Leistungen bietet die Kommune/der 

Kreis? Welche Herausforderungen werden angegangen? 

• Governance-Kriterien: Organisations- und Führungsfragen, 

Verbindlichkeit und Nachhaltigkeit der Familienorientierung  

 Wie übergreifend arbeiten die Verwaltungen? Wie nachhaltig 

werden die Leistungen entwickelt und gestaltet? 

• Formale Kriterien: Form, Qualität und Fristgerechtigkeit von 

Meilensteinen, Dokumentationen und Zusammenarbeit  



Das aktuelle Audit-Netzwerk 

 
Nordrhein-Westfalen: Aachen, Altena, Bochum, Düsseldorf, Gevelsberg, Gladbeck, 

Gütersloh, Herten, Hövelhof, Kreuztal, Lennestadt, Lippstadt, Nordkirchen, Rödinghausen, 

Steinhagen, Sundern, Stolberg, Versmold, Waltrop 

Baden-Württemberg: Bad Wimpfen, Igersheim, Weinstadt  

Niedersachsen: Aurich, Cloppenburg, Delmenhorst, Hagen a. TW, Landkreis Osnabrück, 

Samtgemeinde Neuenkirchen 

Berlin: Bezirk Lichtenberg 

Brandenburg: Hennigsdorf, Oranienburg, Stahnsdorf 

Hessen: Eschwege, Bebra 

Sachsen: Görlitz, Kirchberg  

Rheinland-Pfalz: Landau  

Saarland: Neunkirchen 

Thüringen: Altenburg, Bad Frankenhausen, Gera, Landkreis Altenburger Land,            

Kyffhäuserkreis 





KECK ist flexibel… 



Gemeinsames  

Datenmanagement mit KECK 

 

Präsentieren 

Einfache 
Handhabung 

Analysieren 

Grund/ 
Experten 

funktionen 

Verwalten 

Ohne Nutzer-
Lizenzen 

Intern/öffentlich 

Erfassen 

Excel-basiert 

dezentral 



25 Kommunen in Deutschland 

nutzen KECK  

          

• Amberg (BY) 

• Dessau-Roßlau (ST) 

• Duisburg (NRW) 

• Kreis Düren (NRW) 

• Emden (NI) 

• Kreis Euskirchen (NRW) 

• LK Germersheim (RP) 

• Glinde (SH) 

• Gladbeck (NRW) 

• Hagen (NRW) 

• Heilbronn (BW) 

• Herne (NRW) 

• Jena (TH)  

• Kreuztal (NRW) 

• LK Lüchow-Dannenberg (NI) 

• LK Osnabrück (NI) 

• Mülheim an der Ruhr (NRW) 

• Nienburg (NI) 

• Oberbergischer Kreis 

(NRW) 

• Rosenheim (BY) 

• Solingen (NRW) 

• Sundern (NRW) 

• LK Vechta (NI) 

• Worms (RP) 

• Wöhrden (SH) 

 

 





Transparenz: Integration 

Mülheim an der Ruhr informiert mit KECK über die 

Entwicklung der Flüchtlingszahlen. 



Steuerung: Schulen 

• Amberg und Rosenheim nutzen KECK zur Feststellung von 

Angebotsbedarfen der Jugendhilfe 

 

„Der KECK-Atlas 

unterstützt uns bei der 

Begründung, an 

welchen Schulen 

Fördermittel eingesetzt 

werden“ 



Steuerung: Jugendarbeit 

 

Rosenheim diskutiert Standortentscheidungen der 

Jugendhilfe KECK-basiert.  

02.06.

2017 

2

9 

Beispiel Rosenheim:  

Anzahl der 10 bis >15-jährigen Kinder 

„In diesem konkreten 

Fall war die Frage, ob 

ein maroder 

Jugendtreff gebaut 

oder der Standort 

aufgegeben werden 

soll.“ 

 

 



Steuerung: Integration 

• Duisburg will mit KECK die Fördermittel für die Flüchtlingshilfe 

bedarfsgerechter verteilen 

„Wir im kommunalen 

Integrationszentrum 

wollen natürlich 

die Mittel dahin 

verteilen, wo es den 

meisten Bedarf gibt.“ 



KECK-Kreislauf 





PILOTPROJEKT IN NORDRHEIN-WESTFALEN IN 

KOOPERATION MIT PROJEKTPARTNERN: AUDIT 

„GENERATIONENGERECHTES WOHNEN IM 

QUARTIER“ (AGWIQ) 

 
Mit dem Audit „Generationengerechtes Wohnen im Quartier“ wird ein 

Planungs- und Steuerungsinstrument zur Verfügung gestellt, das 

Wohnungsunternehmen dabei unterstützt  auf der Grundlage einer 

präzisen Bestimmung der Ausgangslage Handlungsbedarfe zu 

identifizieren, daraus unter Beteiligung von Kommune, weiterer 

Akteurer sowie der Bewohnenden Ziele und Maßnahmen abzuleiten 

und diese in Kooperation umzusetzen. 



Projektpartner 

 

  

   

 



Die Piloten 

• Wohnungsgenossenschaft Witten-Mitte eG  mit dem Quartier "Heven Ost", Witten 

• Wohn- und Stadtbau Münster GmbH mit dem Quartier "Aaseestadt", Münster 

• VIVAWEST Wohnen GmbH mit dem Quartier "Eickerwiesen", Moers 

• Vereinigte Bonner Wohnungsbau AG (VEBOWAG) mit dem Quartier "Pennenfeld", Bonn 

• SWB-Service- Wohnungsvermietungs- und -baugesellschaft mbH mit dem Quartier 

"Eichbaumsiedlung", Mülheim an der Ruhr 

• Rheinwohnungsbau GmbH mit dem Quartier "Lichtenbroich", Düsseldorf 

• Gemeinnütziger Spar- und Bauverein Friemersheim eG mit dem Quartier "Borgschenhof", 

Duisburg 

• GEBAG Duisburger Baugesellschaft mbH mit dem Quartier "Neuenkamp", Duisburg 

• Baugenossenschaft Freie Scholle eG mit dem Quartier "Baumheide-Siebenbürger Straße", 

Bielefeld 

 



www.familiengerechte-kommune.de  

 
Familiengerechte Kommune e.V. 
Südring 8   |   44787 Bochum 
Tel: 0234 – 68 71 81-70   |   Fax: 0234 – 68 71 81 -75 
Email: info@familiengerechte-kommune.de 


